
10.11.2020

Offener Brief an die Abgeordneten des Bundestages

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

ich habe in den letzten Tagen E-Mails an Mitglieder des Bundestages geschickt, in denen 
ich sie bat, gegen den „Entwurf eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei ei-
ner epidemischen Lage von nationaler Tragweite“ zu stimmen. 

Die Antworten fielen erwartungsgemäß vielfältig aus. Viele Parlamentarier betonten, es sei 
doch gerade ein Beweis für eine funktionierende Demokratie, wenn ein Gesetz, das grund-
rechtseinschränkende Maßnahmen zum Inhalt hat, die Hürde eines Beschlusses im Parla-
ment nehmen müsse, um rechtswirksam angewendet werden zu können.

Damit wird unmissverständlich zugegeben, dass die Selbstermächtigung unserer Frau Bun-
deskanzlerin und unseres Herrn Gesundheitsministers undemokratisch war - wurden die 
grundrechtsbeschränkenden Maßnahmen im Frühjahr und Sommer dieses Jahres doch nicht 
im Parlament beschlossen. Ich frage mich, warum Sie als Abgeordnete nicht gegen dieses 
undemokratische Vorgehen aufgestanden sind, warum sie dieses stillschweigend hingenom-
men haben. 

Dieses Schweigen lässt mich nicht darauf vertrauen, dass Sie sich im Falle weiterer Grund-
rechtseinschränkungen gegen diese aussprechen würden - selbst wenn Sie es dann 
„dürften“. 

Und ganz grundsätzlich bin ich der Überzeugung, dass das Grundgesetz kein Schönwet-
ter-Gesetz ist, das nach Belieben verändert werden kann - auch nicht mit Einwilligung des 
Parlamentes. 

Den bisher erfolgten Maßnahmen sowie dem Gesetzesentwurf liegt die Ausrufung der Fest-
stellung einer epidemischen Lage nationaler Tragweite zugrunde. Nun wird jedoch immer 
deutlicher, dass der PCR-Test, aufgrund dessen diese Ausrufung erfolgt ist, nicht geeignet 
ist, um Infektionen festzustellen. Entbehrt dann die Feststellung einer epidemischen Lage 
nationaler Tragweite nicht jeder Grundlage? Ich vermisse hier eine evidenzbasierte Wissen-
schaftlichkeit, die doch Voraussetzung eines Maßnahmenkatalogs mit so weitreichenden 
Folgen und Kollateralschäden sein sollte. 

Der Gesetzesentwurf wirft für mich viele Fragen auf - Fragen, die vor einer Annahme des 
Beschlusses geklärt und zur Diskussion gestellt werden sollten. 

So fürchte ich beispielsweise, dass wir Bürger*innen durch die digitale Einreiseanmeldung 
(siehe Entwurf, Seite 2. „B. Lösung“) noch gläserner werden - damit werden unsere Persön-
lichkeitsrechte massiv verletzt. Was bedeutet eine „nach bundesweit einheitlichen Maßstä-
ben strukturierte, aufbereitete und vorgehaltene Datenverarbeitung“ genau? Ist dies defi-
niert? Werden datenschutzrechtliche Bestimmungen hiermit ausgehebelt? Ist eine Gesell-
schaft, in der die Bürger*innen kein Mitspracherecht darüber haben, was mit ihren Daten 
geschieht, demokratisch? 



Auf Seite 21 des Gesetzesentwurfes ist zu lesen, dass „von der bislang nicht umgesetzten 
nichtnamentlichen Meldepflicht in Bezug auf eine SARS-CoV-2-Infektion zu Gunsten der 
Konzentration auf die namentliche Positivmeldung Abstand genommen“ wird. Verstehe ich 
das richtig, dass in Zukunft mit SARS-Cov-2-Infizierte namentlich gemeldet werden sollen?
Diese namentliche Meldung ist bis jetzt nur bei Erkrankungen wie beispielsweise  Botulis-
mus, Cholera, Pest, Tollwut usw. erforderlich. Bei einer Erkrankung, die bis jetzt weder eine
Übersterblichkeit noch eine Überlastung des Gesundheitssystems in unserem Land verur-
sacht hat, empfände ich die namentliche Meldung als nicht nachvollziehbar und als weiteren
Eingriff in unsere Persönlichkeitsrechte. Auch hier muss die Frage gestellt werden, wie de-
mokratisch ein solcher Eingriff ist.

Was bedeuten „Anpassungen der Vorschriften zum Vollzug des IfSG durch die 
Bundeswehr“? Der Einsatz der Bundeswehr im Inland ist im Grundgesetz eindeutig gere-
gelt; in Artikel 87a, Absatz 2, heißt es:  "Außer zur Verteidigung dürfen die Streitkräfte nur 
eingesetzt werden, soweit dieses Grundgesetz es ausdrücklich zulässt“. Weicht man dieses 
Gesetz auf, sind Einsätze beispielsweise gegen Demonstranten ebenso denkbar - und das er-
innert an düsterste Zeiten deutscher Geschichte. „Gegen Demokraten helfen nur Soldaten“ 
könnte dann wieder Wirklichkeit werden. Ist das demokratisch? 

Unsere Reisefreiheit soll weiterhin eingeschränkt werden dürfen - aber damit nicht genug: 
Wer in ein Risikogebiet reist und dann in Zwangsquarantäne geschickt wird, bekommt keine
Entschädigung für einen Verdienstausfall. Hat man also ein starkes Immunsystem, aufgrund 
dessen man nicht erkrankt — warum haben Sie, liebe Regierung, eigentlich in den letzten 
neun Monaten keine Kampagne zur Stärkung des Immunsystems der Bürger gefahren? —, 
wird man trotzdem vom Staat enteignet, da man für die Dauer der Zwangsquarantäne auf 
seinen Verdienst verzichten muss. Ist das demokratisch?

Eine faktische Enteignung findet auch statt, wenn man als Bürger*in gezwungen wird, Kos-
ten zu übernehmen, die durch Rechtsverordnungen entstehen - so vorgesehen in Punkt „E1. 
Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger“. Hier ist zu lesen: „Soweit Rechtsverord-
nungen durch das Bundesministerium für Gesundheit erlassen werden, könnten für Bürge-
rinnen und Bürger Kosten entstehen, die lagespezifisch und daher nicht allgemein beziffer-
bar sind.“ In welcher Höhe diese Kosten entstehen könnten, wird nicht genauer ausgeführt - 
es könnten halt Kosten entstehen. Und die haben die Bürger*innen zu tragen - ob sie mit 
den Rechtsverordnungen einverstanden sind oder nicht. Demokratisch? Keineswegs. 

Wirklich erschrocken bin ich beim Lesen des Entwurfes, als ich zu „Punkt C. Alternativen“ 
kam. In gewohnt Merkelscher Manier steht da „Keine“. Keine Alternativen. Die Lösungs-
vorschläge sind „alternativlos“. Ich empfinde das eher als phantasielos. Alternativlos ist et-
was nur, wenn man weder die Zeit noch die Mühe aufzubringen bereit ist, um alternative 
Lösungen zu erarbeiten. Oder wenn man sich durch diese Alternativlosigkeit persönliche 
Vorteile zu verschaffen vermag. Demokratisch ist Alternativlosigkeit allemal nicht. 

In §56 IfSG ist zu lesen: „Eine Entschädigung nach den Sätzen 1 und 2 erhält nicht, wer 
durch Inanspruchnahme einer Schutzimpfung oder anderen Maßnahme der spezifischen 
Prophylaxe, die gesetzlich vorgeschrieben ist oder im Bereich des gewöhnlichen Aufent-
haltsorts des Betroffenen öffentlich empfohlen wurde, ein Verbot in der Ausübung seiner 



bisherigen Tätigkeit oder eine Absonderung hätte vermeiden können.“ Das bedeutet, dass 
ein Impfzwang besteht, was anlässlich der immer wieder hervorgebrachten gegensätzlichen 
Beteuerungen schon empörend genug ist. Dass auf Seite 22 des Gesetzesentwurfes jedoch 
bewusst die dadurch gemachten Einsparungen („Vermeidung von Entschädigungszahlun-
gen“), gegen Mehrausgaben durch die Maßnahmen aufgerechnet werden, finde ich geradezu
skandalös.

Eine weitere Aussage im Gesetzesentwurf (zu finden auf Seite 23) ist sehr aufschlussreich, 
weil sie die realitätsferne Abgehobenheit der Politiker offenbart, die diesen Gesetzesentwurf
erarbeitet haben: „ … Soweit Rechtsverordnungen durch das BMG erlassen werden, könn-
ten für die Wirtschaft Kosten entstehen, die lagespezifisch und daher nicht allgemein bezif-
ferbar sind.“ Darf ich Sie darauf aufmerksam machen, dass der Wirtschaft - und hier vor al-
lem dem unternehmerischen Mittelstand - bereits Kosten entstanden sind: es findet bereits 
eine gnadenlose Zerstörung von Existenzen statt, der Mittelstand wird gegen die Wand ge-
fahren, viele Bürger*innen stehen vor einem finanziellen Abgrund - und man würdigt dies 
mit einem einzigen Satz: „Es könnten für die Wirtschaft Kosten entstehen“. Das ist eine un-
fassbar verächtliche Aussage. 

Die Demokratie, die viele von Ihnen in ihren Antwortschreiben erwähnt haben, wird durch 
diesen Gesetzesentwurf nicht gestärkt oder verwirklicht, sondern verhöhnt. 

Ich fordere Sie nochmals auf, einer weiteren Entrechtung der Bürger, wie sie im „Entwurf 
eines Dritten Gesetzes zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite“ festgeschrieben werden soll, nicht zuzustimmen und sich für eine bedin-
gungslose und vollständige Wiederherstellung unserer Grundrechte einzusetzen.

Mit freundlichem Gruß

Gabi von der Initiative Bremer Freiheit (bremer-freiheit.org)

http://www.bremer-freiheit.org/

